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Verordnung des Vorstands der E-Control über die Qualität der Netzdienstleistungen 

(NetzdienstleistungsVO Strom 2012, END-VO 2012) 

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  

Wir danken für die Gelegenheit, zum vorliegenden Verordnungsentwurf Stellung nehmen zu 

dürfen.  

Aus Sicht von Oesterreichs Energie wird dieser Entwurf außerordentlich kritisch beurteilt. 

Oesterreichs Energie hat mit Schreiben vom 20. September 2012 an den ECA-Vorstand 

schwerwiegende rechtliche Bedenken zum damals vorliegenden Vorentwurf der END-VO 

2012 mitgeteilt. Diesen – auch in kompetenzrechtlicher Hinsicht – grundlegenden Bedenken 

sowie auch den in zwei Vorgesprächen geäußerten Einwänden und Änderungsvorschlägen 

unserer Branchenexperten zu Detailbestimmungen wurde im nun vorliegenden offiziellen 

Begutachtungsentwurf kaum Rechnung getragen. Wir halten die in unserem oben genannten 

Schreiben vorgebrachten Einwände vollinhaltlich aufrecht und legen dieses Schreiben 

unserer Stellungnahme nochmals bei.  

 

Ergänzend zu diesen Bedenken aus kompetenzrechtlicher Sicht ist darauf hinzuweisen, dass 

der NÖ Landesgesetzgeber mit der Novelle 2011 zum NÖ ElWG 2005 (LGBl. 7800-3) der NÖ 

Landesregierung die Ermächtigung eingeräumt hat, die im § 33 Abs. 3 NÖ ElWG 2005 

enthaltenen Anforderungen – diese betreffen unter anderem auch konkrete Qualitätsstandards 

– mit Verordnung näher zu regeln. Die Festlegung von über den Katalog des § 33 Abs. 3 

hinausgehenden oder anderen Standards ist daher nicht möglich. 

 

Unsere wesentlichen Kritikpunkte sind:  

 

 Die in § 19 ElWOG 2010 vorgesehene Verordnungsermächtigung zur Festlegung von 

Standards „über die in diesem Gesetz festgelegten Aufgaben und Pflichten der 

Netzbetreiber hinaus“ entspricht nicht den verfassungsrechtlichen Anforderungen des in 
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Art. 18 B-VG verankerten Grundsatzes der Vorausbestimmung des Verordnungsinhaltes 

durch das Gesetz. Vor diesem unsicheren verfassungsrechtlichen Hintergrund sollte bei 

der Erlassung dieser Ausführungsverordnung restriktiv vorgegangen werden. Der nun 

vorliegende Verordnungsentwurf wurde hingegen außerordentlich extensiv ausgestaltet 

und widerspricht dieser Anforderung diametral. 

 

 Die gemäß § 19 ElWOG 2010 mittels Verordnung festzulegenden Standards beziehen 

sich auf „Sicherheit, Zuverlässigkeit und Qualität“. Laut den Gesetzesmaterialien soll die 

Verordnung im Zusammenwirken von Netzbetreibern und Regulierungsbehörde 

erlassen werden, wobei auf die bestehenden und bewährten Gremien im Bereich der 

technischen und organisatorischen Regeln zurückzugreifen ist. Somit sollen technische 

Standards Gegenstand der Verordnung sein. Der Verordnungsentwurf greift auf 

überschießende Weise tief in vertragliche Regelungen ein, welche ohnedies der 

regulierungsbehördlichen und gerichtlichen Kontrolle unterliegen.  

 

 Durch den Eingriff in vertragsrechtliche Inhalte werden in vielfacher Hinsicht Regelungen 

der Verteilernetz-AGB abgeändert und verschärft, die in dem in der ersten Jahreshälfte 

2012 bei der Regulierungsbehörde eingerichteten Rechtsexperten-Arbeitskreis 

konsensual behandelt wurden. Diese Vorgangsweise ist unverständlich! Wir ersuchen 

deshalb mit Nachdruck und im Sinne des in den Gesetzesmaterialen im Zuge der 

Verordnungserlassung ausgesprochenen Zusammenwirkens der Netzbetreiber und der 

Regulierungsbehörde, dass die Verordnungsinhalte vor der Verordnungserlassung einer 

Diskussion mit Experten unterzogen werden. 

 

 Bei der Festlegung von Fristsetzungen werden im Entwurf nebeneinander „Tage“ und 

Arbeitstage“ vorgesehen. In den Gesprächen über eine Musterfassung der Verteilernetz-

AGB bestand breiter Konsens, dass derartige Fristen generell als „Arbeitstage“ 

festgelegt werden. Es ist nicht nachvollziehbar, warum dieser Konsens mit der 

Verordnung wieder geändert werden soll. 

 

 Wir sprechen uns mit Nachdruck gegen die in § 9 Abs. 1 des Verordnungsentwurfs 

vorgesehene gesetzwidrige Universalverpflichtung betreffend die Datenübermittlung 

bzw. Datenbereitstellung an alle relevanten Marktteilnehmer aus. § 9 der Verordnung 

geht deutlich über das in § 19 ElWOG 2010 vorgeschriebene Ausmaß hinaus, verstößt 

gegen § 1 Abs. 2 DSG iV mit Art. 2 MRK und ist daher, mangels gesetzlicher Basis, 

jedenfalls unzulässig. 

 

 Die in § 6 Abs. 2 des Entwurfs vorgesehene Verpflichtung der Netzbetreiber zur 

Ermöglichung der Barzahlung ist gesetzlich nicht gedeckt und stellt somit eine 

Kompetenzüberschreitung der Regulierungsbehörde dar. Deshalb und wegen des damit 

verbundenen unverhältnismäßigen Aufwandes fordern wir eine Streichung dieser 

Bestimmung.  
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 Eine Veröffentlichung der genannten Kennzahlen entsprechend § 15 Abs. 1 individuell 

von jedem Verteilernetzbetreiber wird nachdrücklich abgelehnt. Der entsprechende 

Passus ist zu streichen. Die Veröffentlichung von unterschiedlichen Kennzahlen pro 

Netzbetreiber wird äußerst kritisch eingeschätzt und stiftet eher Verwirrung als Nutzen 

auf Kundenseite. Eine Auswertung der übermittelten Kennzahlen soll anonymisiert in 

Form eines Monitoring Reports – analog der Ausfall- und Störstatistik - durch die ECA 

erfolgen. 

 

 § 13 des Entwurfs der END-VO 2012 betrifft die Bewertung der 

Netzbenutzerzufriedenheit zur Erreichung des Ziels der Qualität, Sicherheit und 

Zuverlässigkeit von Netzdienstleistungen. Ob aus § 19 ElWOG 2010 jedoch eine 

ausreichende gesetzliche Grundlage für die regelmäßige standardisierte Befragung von 

Netzbenutzern abgeleitet werden kann, ist angesichts der gebotenen restriktiven 

Auslegung zweifelhaft. Schließlich greift diese Regelung auch für den Fall, dass 

überhaupt keine Gebrechen auftreten und somit nicht im Zusammenhang mit 

technischen Gebrechen bzw. mangelnder Qualität der Netzdienstleistung sind. § 13 ist 

zu streichen. 

 

 Die Bestimmung § 15 Abs. 2, wonach der Netzbetreiber jede Versorgungsunterbrechung 

von mehr als einer Sekunde zu erheben hat, ist völlig überschießend und in der Praxis 

nicht durchführbar. Der Aufwand steht in keinem Verhältnis zum Nutzen. Der derzeitige 

Umfang der Erhebung von Versorgungsunterbrechungen ≥ 3 Minuten, vereinbart 

zwischen Oesterreichs Energie und der ECA, kann als ausreichend im Sinne dieser 

Verordnung angesehen werden. 

 

 Oesterreichs Energie lehnt den angeführten Stufenplan zur 100 % Erfassung der 

Spannungseinbrüche, -erhöhungen sowie Unterbrechungen in allen Umspannwerken 

ab. Weder der Netzbetreiber noch der Netzbenutzer kann einen Nutzen aus dieser 

Erfassung ziehen. § 15 Abs. 3 Z 2 ist daher ersatzlos zu streichen!  

 

Zu den einzelnen Verordnungsbestimmungen nehmen wir, wie folgt, Stellung: 

 

Zu § 1 (Regelungsgegenstand) 

Die Verordnung sollte auf die Schnittstelle Netzbetreiber und Netzkunde beschränkt bleiben. 

Neben der Schnittstelle zu den Netzbenutzern sind keine „anderen Marktteilnehmer“ von 

dieser VO betroffen.  

 

Zu § 2 Abs. 1 Z 6 (Begriffsbestimmung) 

Grundsätzlich ist zu begrüßen, dass in § 2 Abs. 1 Z 6 versucht wird, „regional 

außergewöhnliche Ereignisse“ zu definieren. Wünschenswert sind in diesem Kontext klare 

Regeln, welche Versorgungsunterbrechungen solcher regional außergewöhnlicher 

Ereignisse zuordnen und somit für die Ermittlung der Kennzahl ASIDI nicht zu 

berücksichtigen sind. Der vorgeschlagene Text inkl. Erläuterungen lässt zu viel 
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Interpretationsmöglichkeit für ein „außergewöhnliches Ereignis“ zu bzw. hängt von der 

Entscheidung seitens des Bundes oder Landes ab, ob ein Ereignis katastrophenwürdig ist.  

Dazu sollte in den Erläuterungen festgehalten werden, dass solche Regelungen von 

Oesterreichs Energie und der ECA gemeinsam zu erarbeiten sind. 

 

Zu § 2 Abs. 1 Z 7 (Begriffsbestimmung) 

Der Begriff „Beeinträchtigung der Einspeisemöglichkeit“ sollte aus der Begriffsdefinition 

gestrichen und die Definition auf „eine zufällige...Unterbrechung der 

Versorgung/Einspeisung eines oder mehrerer Netzbenutzer, die über eine längeren 

Zeitraum andauert“ geändert werden.  

 

Zu § 3 Abs. 1 (Netzzutritt) 

Hinterfragt wird, ob das Vorschreiben von schriftlichen Kostenvoranschlägen sinnvoll ist. Für 

pauschalierte Anschlüsse wird ohnedies mit Angeboten gearbeitet. Keinesfalls sind 

verbindliche Kostenvoranschläge jedoch für Anschlussprojekte außerhalb der 

Pauschalierung akzeptabel. Eine solche Verpflichtung wäre nicht nur unpraktisch, sondern 

die Behörde überschreitet damit auch die gem. § 19 ElWOG 2010 eingeräumte Kompetenz. 

 

Unklar ist außerdem, ob mit dem „Kostenvoranschlag gemäß § 5 KSchG“ eine 

unverbindliche Kostenschätzung iS des § 1170a Abs. 1 ABGB oder ein Kostenvoranschlag 

unter ausdrücklicher Gewährleistung für seine Richtigkeit iS des § 1170a Abs. 2 ABGB 

gemeint ist. 

Somit sollten die für diesen Zweck vom Verteilernetzbetreiber in den Allgemeinen 

Bedingungen der Verteilernetzbetreiber vorgesehenen, aufgelegten Formulare verwendet 

werden. 

 

Zu § 3 Abs. 1 u. Abs. 2 (Netzzutritt) 

Der Begriff „Monat“ bzw. „Tage“ sollte – entsprechend den Allgemeinen Bedingungen der 

Verteilernetzbetreiber – durch eine Angabe in „Arbeitstagen“ ersetzt werden. Andernfalls ist 

eine einheitliche Vorgehensweise (Feiertage usw.) nicht möglich. 

Jedenfalls zu begrüßen ist, dass der Verordnungsgeber den Netzzutritt von Einspeisern 

ausdrücklich von der 14-Tage-Frist ausnimmt, da in der Regel weitaus umfangreichere 

technische Erhebungen notwendig sind. Diese Regelung sollte jedoch jedenfalls in den 

Verordnungstext integriert werden. Einspeiseanlagen sollten darüber hinaus auch von der 

Frist des § 3 Abs. 2 ausgenommen werden. 

 

Zu § 3 Abs. 3 Z 4 (Netzzutritt)  

Die Angabe einer Höchstlast ist auch bei Haushaltskunden aus netztechnischen Gründen 

unverzichtbar. Für den Netzbetreiber ist es unbedingt notwendig, dass im Falle der 

Errichtung von größeren Wohnanlagen, welche als Haushaltskunden (H0) definiert sind, die 

Bekanntgabe der Leistung vorgesehen wird. Der Passus „mit der Ausnahme von 

Haushaltskunden“ ist zu streichen. 



 

Österreichs E-Wirtschaft 

Brahmsplatz 3 Tel   +43 1 501 98-0 info@oesterreichsenergie.at  
1040 Wien Fax  +43 1 501 98-900 www.oesterreichsenergie.at Oesterreichs Energie  5/21 

DVR 0422100, UID ATU37583307, ZVR 064107101; UniCredit Bank Austria AG, BLZ 12000 Kto. 0064-20418/00 

Weiters kann ein Antrag erst dann abschließend bearbeitet werden, wenn auch klargestellt 

ist, welche Arten von Anlagen an das Netz angeschlossen werden. Es ist erforderlich, dass 

der Netzbenutzer die geplante Art und den Zweck der angefragten Leistung bekannt gibt. 

Dementsprechend ist unbedingt eine Formulierung einzufügen, die sinngemäß wie in nahezu 

allen österreichischen Allgemeinen Bedingungen der Verteilernetzbetreiber lauten muss: 

„Zweck, Art und Umfang der Belieferung oder Einspeisung; Daten zur 

Netzrückwirkung“. 

 

Zu § 3 Abs. 3 Z 5 (Netzzutritt)  

Projektpläne und technische Unterlagen sind, je nach Anforderung des 

Verteilernetzbetreibers, auch bei Anlagen der Netzebenen 7 notwendig. Daher ist die 

Einschränkung im ersten Halbsatz „Bei Netzbenutzern der Netzebenen 1 bis 6 zusätzlich:“ 

zu streichen. 

 

Zu § 3 Abs. 5 (Netzzutritt)  

Zum Zeitpunkt der Angebotslegung ist eine Vereinbarung einer verbindlichen Frist nicht 

möglich, weshalb die Bestimmung „Der Verteilernetzbetreiber hat mit dem Netzbenutzer eine 

angemessene und verbindliche Frist für die Durchführung des Netzzutritts schriftlich zu 

vereinbaren und einzuhalten.“ auf „Der Verteilernetzbetreiber hat mit dem Netzbenutzer 

die Durchführung des Netzzutritts abzustimmen.“ abzuändern ist.  

 

Im Netzzutrittsangebot wird dem Netzbenutzer im Allgemeinen mitgeteilt, in welchem 

Zeitraum der Anschluss voraussichtlich errichtet werden kann. Diese Frist ist in vielen Fällen 

abhängig von Leistungen Dritter (Genehmigungen, Dienstleister, Straßenerhalter usw.) und 

kann dem Netzbetreiber daher nicht zwingend auferlegt werden. Eine endgültige 

Vereinbarung des Herstellungstermins (des Errichtungszeitraumes) ist erst nach dem 

Vorliegen aller Leistungen Dritter bzw. entsprechend dem Kundenwunsch möglich.  

Auch hier darf wieder darauf hingewiesen werden, dass es auch im Interesse des 

Netzbetreibers liegt, einen Kunden so schnell als möglich an das Verteilernetz 

anzuschließen. Zur Koordination des Netzzutrittes erfolgt in der Praxis eine 

telefonische/mündliche Absprache mit dem Kunden, wo flexibel auf dessen Wünsche 

eingegangen wird.  

 

Müsste jede Änderung dieser Fristen schriftlich festgehalten werden, würde dies zu einer 

deutlich weniger anpassungsfähigen Vorgehensweise und in der Abwicklung zu nahezu 

unüberwindbarem bürokratischem Aufwand ohne jeden Gegennutzen für den Kunden 

führen.  

 

In den Erläuterungen zur Verordnung ist bereits hingewiesen, dass die Bedürfnisse der 

Netzbenutzer bzw. die relevanten Umstände jedes einzelnen Netzzutritts sehr stark variieren 

können. Da die Einhaltung der Frist Einfluss auf die Erfüllung der Standards gem. § 14 

dieser Verordnung hat, ist es wesentlich, diese Regelung dahingehend zu ergänzen,  
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dass über Ersuchen des Netzbenutzers erst zu einem späteren Zeitpunkt durchzuführende 

Netzzutritte die Statistik nicht verfälschen.  

 

Im Speziellen schlagen wir bei § 3 Netzzutritt folgende Neuerung vor: 

 

§ 3 Abs. 6: „Bei  Anfrage eines Netzbenutzers oder den von ihm Bevollmächtigten 

betreffend eine Einspeiseanlage sind die in § 3 Abs. 1 und § 3 Abs. 2 genannten 

Fristen aufgrund der höheren technischen Komplexität der Beurteilung nicht zur 

Anwendung zu bringen.“ 

 

Vielfach ist es bei Anfragen betreffend eine Einspeiseanlage aufgrund der höheren 

Komplexität der Beurteilung nicht möglich, die Fristen entsprechend Abs. 1 und 2 

einzuhalten. Es ist notwendig für diese Fälle eine Ausnahme zu regeln und diese in die 

Verordnung aufzunehmen. 

 

Zu § 4 Abs. 1 (Netzzugang) 

Der Begriff „Monat“ bzw. „Tage“ sollte – entsprechend den Allgemeinen Bedingungen der 

Verteilernetzbetreiber – durch eine Angabe in „Arbeitstagen“ ersetzt werden. Andernfalls ist 

eine einheitliche Vorgehensweise (Feiertage usw.) nicht möglich. 

 

Im Speziellen schlagen wir bei § 4 Abs. 1 Netzzugang folgende Neuerung vor:  

 

Aufnahme einer Textierung analog § 3. Abs. 6. 

 

Zu § 4 Abs. 2 Z 2 (Netzzugang) 

Z 2 muss durch folgenden Passus ergänzt werden „und Bekanntgabe des Lieferanten“. 

Der Netzzugang darf durch den Netzbetreiber nur gewährt werden, wenn ein aufrechter 

Vertrag mit dem Lieferanten besteht. 

 

Zu § 4 Abs. 2 Z 3 (Netzzugang) 

Die Angabe einer Höchstlast ist auch bei Haushaltskunden aus netztechnischen Gründen 

unverzichtbar. Für den Netzbetreiber ist es unbedingt notwendig, dass im Falle der 

Errichtung von größeren Wohnanlagen, welche als Haushaltskunden (H0) definiert sind, die 

Bekanntgabe der Leistung vorgesehen wird. Der Passus „mit der Ausnahme von 

Haushaltskunden“ ist zu streichen. 

 

Zu § 4 Abs. 2 Z 4 (Netzzugang) 

Eine Zuteilung eines Netzbenutzers in die angeführten Kategorien wird nicht immer möglich 

sein. Üblich ist es z. B. dass ein Gewerbe (z. B. Rechtsanwalt, Praxen, Studios, etc.) in 

einem Objekt betrieben wird, welches beim Verteilernetzbetreiber als „Haushalt (H0)“ geführt 

wird. 
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Zu § 4 Abs. 2 Z 5 (Netzzugang) 

Um die Sicherheit der Netzbenutzer gewährleisten zu können und um allfällige 

Missverständnisse bereits im Vorfeld auszuschließen, muss die Fertigstellungsmeldung 

durch einen konzessionierten Befugten erfolgen. Der Verordnungstext gehört dahingehend 

konkretisiert. 

 

Zu § 4 Abs. 5 (Netzzugang) 

Ein sogenannter „inaktiver Anschluss“, der im Übrigen nicht näher definiert ist, kann 

technisch in unterschiedlichen Formen vorliegen. Jedenfalls genügen die in diesem Absatz 

genannten Bedingungen nicht, da auch die technische Brauchbarkeit des Anschlusses 

sichergestellt sein muss. Um die Sicherheit der Netzbenutzer gewährleisten zu können, 

muss somit bei einem inaktiven Anschluss auch die Vorlage eines Prüfattestes der Anlage 

durch einen konzessionierten Befugten vorliegen. Der Verordnungstext gehört dahingehend 

konkretisiert. 

 

Zu § 5 (Netzrechnungslegung) 

Die Erlassung näherer Regelungen betreffend die Rechnungslegung ist durch § 19 

ElWOG 2010 nicht gedeckt. Ein sachlicher Grund zur Erlassung derartiger Präzisierungen 

ist daher nicht ersichtlich. Die Netzrechnungslegung wird in den Allgemeinen 

Netzzugangsbedingungen geregelt, weshalb § 5 vollständig zu streichen ist.  

 

Unbeschadet dieser generellen Ablehnung wird zu den einzelnen Bestimmungen des § 5 

angemerkt: 

 

Zu § 5 Abs. 2 (Netzrechnungslegung) 

Die vorgesehene Frist von zwei Tagen für Rechnungskorrekturen ist jedenfalls als zu kurz 

(unnötige und teure Personalspitzen) und nicht einhaltbar anzusehen. Es wird daher 

gefordert, die Frist auf die derzeit in den Allgemeinen Bedingungen für Verteilernetzbetreiber 

vorgesehenen zehn Arbeitstage anzupassen. 

Weiters darf sich die Frist nur auf das „jeweilige“ Ansuchen beziehen. Die gleiche Rechnung 

kann vom Netzbenutzer auch wiederholt beeinsprucht werden.  

 

Zu § 6 Abs. 1 (Abschaltung und Wiederherstellung des Netzzugangs) 

Bei bereits bestehenden Lieferverträgen ist die Wiederherstellung des Netzzuganges 

spätestens am nächsten Arbeitstag grundsätzlich möglich. Aus heutiger Sicht ist jedoch nicht 

absehbar, ob der Netzbetreiber im Falle eines Lieferantenwechsels des Kunden innerhalb 

eines Arbeitstages überprüfen kann, ob ein aufrechter Liefervertrag des Netzkunden besteht. 

 

Die Erläuterungen zu § 6 Abs. 1 führen aus, dass die Frist zur Wiederherstellung des 

Netzzugangs zu laufen beginnt, sobald der Netzbenutzer dem Netzbetreiber seine 

Einzahlung zur Kenntnis gebracht hat und dieser sichergestellt hat, dass ein aufrechter 

Liefervertrag besteht.“ Die Formulierung „seine Einzahlung zur Kenntnis gebracht“ ist auf 

„nach Zahlungseingang der offenen Forderung beim Verteilernetzbetreiber“ zu ändern. 



 

Österreichs E-Wirtschaft 

Brahmsplatz 3 Tel   +43 1 501 98-0 info@oesterreichsenergie.at  
1040 Wien Fax  +43 1 501 98-900 www.oesterreichsenergie.at Oesterreichs Energie  8/21 

DVR 0422100, UID ATU37583307, ZVR 064107101; UniCredit Bank Austria AG, BLZ 12000 Kto. 0064-20418/00 

Weiters ist die Formulierung „sichergestellt hat“ auf „und wenn nach dessen 

Informationen ein aufrechter Liefervertrag besteht“ zu ändern.  

 

Als weitere Bedingung ist für die Wiederherstellung des Netzzuganges auch „die Bezahlung 

einer allfälligen Sicherheitsleistung“ in den Erläuterungen aufzunehmen. 

 

Zu § 6 Abs. 2 (Abschaltung und Wiederherstellung des Netzzugangs) 

Die Verpflichtung zur Einräumung der „Möglichkeit zur Barzahlung offener Forderungen“ wird 

von uns nicht unterstützt und abgelehnt. Die notwendigen Aufwendungen für das 

Schaffen einer Barzahlungsmöglichkeit wären jedenfalls unverhältnismäßig. 

Grundsätzlich ist es allen Kunden auch ohne Bankkonto möglich, bei Banken oder 

Postfilialen bar einzuzahlen. Dass für die Bareinzahlung „keine Kosten“ an den Kunden 

verrechnet werden dürfen, ist für uns nicht nachvollziehbar, zumal auch jedes Bankinstitut für 

diese Dienstleistung einen adäquaten Betrag verrechnet. Des Weiteren diskriminiert die 

Einzahlung in unseren Räumlichkeiten weiter weg wohnende Kunden und ist auch nur einem 

eingeschränkten Kundenkreis möglich.  

 

Die vorgesehene Barzahlungsmöglichkeit „innerhalb der allgemeinen Geschäftszeiten“ steht 

im Widerspruch zum aktuell in Begutachtung stehenden Ministerialentwurf zum 

Zahlungsverzugsgesetz, mit dem die Zahlungsverzugs-Richtlinie 2011/7/EU umgesetzt 

werden soll. Hierbei wird auf die geplante Neuregelung über die Erfüllung von Geldschulden 

im ABGB mit besonderer Bedachtnahme auf den bargeldlosen Zahlungsverkehr durch 

Banküberweisung Bezug genommen. 

 

In den Erläuterungen zu § 6 Abs. 2 ist das Wort „zumindest“ zu streichen, ebenso erscheint 

der letzte Satz in den Erläuterungen, wonach „jede weitere Möglichkeit“ für den Netzbenutzer 

zur Begleichung offener Verbindlichkeiten „wünschenswert“ ist, als für einen Verordnungstext 

überschießend bzw. nicht notwendig.  

Eine „Barzahlung bei Mitarbeitern vor Ort“ – wie in den Erläuterungen angeführt – ist in der 

Praxis nicht durchführbar, da die Umstellung im System mit unverhältnismäßigem Aufwand 

verbunden wäre und der Mitarbeiter vor Ort den notwendigen Prozess für einen 

ordnungsgemäßen Zahlungsvorgang im System gar nicht auslösen kann.  

Wir fordern daher, diese Ergänzung aus den Erläuterungen zu streichen, da sie lediglich zu 

Unmut bei den Kunden des Netzbetreibers führt, wenn dieser diese Möglichkeit nicht 

anbieten kann. 

 

Zu § 6 Abs. 3 (Abschaltung und Wiederherstellung des Netzzugangs) 

Die Einführung der Bestimmung § 6 Abs. 3 wird abgelehnt. Kein Verteilernetzbetreiber 

schaltet ohne berechtigten Grund eine Anlage eines Netzbenutzers ab. Die Abschaltung am 

Tag vor dem Wochenende generell zu verbieten, halten wir nicht für zielführend und wird 

daher abgelehnt. 
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Es liegt im Interesse des Netzbetreibers, dass er seinen Kunden die Möglichkeit einräumt, 

Zahlungen rechtzeitig zu leisten, um gegebenenfalls eine Abschaltung durch den 

Netzbetreiber zu verhindern. Entsprechend wurde auch ein sehr umfangreiches 

Mahnverfahren implementiert.  

Entsprechend den Regelungen im Anhang zur Wechsel-VO 2012 Pkt. 4.3 Beendigung des 

Energieliefervertrages oder des Netznutzungsvertrages gibt der Lieferant das Datum 

bekannt, ab welchem er den Zählpunkt nicht mehr beliefert. Fällt dieses Datum jetzt auf 

einen Arbeitstag vor einem Wochenende, darf der Netzbetreiber – entsprechend Abs. 3 

dieser Verordnung – erst am nächsten Montag abschalten. Ungeregelt für diesen Fall ist, wer 

die Kosten für die verbrauchte Energie übernimmt. Muss der Lieferant den Kunden „über das 

Wochenende“ weiterbeliefern?  

 

Weiters ist der Begriff „Kleinunternehmen“ zu definieren. 

 

Zu § 7 Abs. 1 (Versorgungsunterbrechungen) 

In den Erläuterungen wird ausgeführt, dass der Netzbetreiber bei geplanten 

Versorgungsunterbrechungen „die Anzahl der betroffenen Netzbenutzer sowie deren 

räumliche und demographische Verteilung zu berücksichtigen“ hat. 

Hierzu sollte die ECA ausführen, welche Kriterien bzw. Indikatoren der Netzbetreiber 

bezüglich Demographie im Zusammenhang mit geplanten Versorgungsunterbrechungen 

berücksichtigen soll. Demographie bezeichnet die wissenschaftliche Erforschung des 

Zustandes der Bevölkerung und ihrer zahlenmäßigen Veränderungen (Geburtenrate, Zu- 

und Abwanderungen, Altersaufbau etc.). 

Es kann wohl nicht gemeint sein, diese Merkmale in die Informationsentscheidung mit 

einzubinden. 

Es wird vorgeschlagen, den Begriff „demographisch“ zu streichen. 

 

Zu § 7 Abs. 2 (Versorgungsunterbrechungen) 

Eine Information der betroffenen Netzbenutzer über die voraussichtliche oder tatsächliche 

Dauer des Störfalles ist in der Praxis nicht möglich. Der Passus in Abs. 2 ist zur Gänze zu 

streichen. 

 

Meist ist bei einer lokalen Versorgungsunterbrechung erst im Laufe der Suche nach der 

Fehlerquelle das tatsächliche Ausmaß der Störung erkennbar und entsprechend flexibel 

müssen Abwehr- und Behebungsmaßnahmen ergriffen werden. Eine zeitliche Einflussnahme 

auf die Arbeiten vor Ort ist hier jedoch verständlicherweise nicht möglich. 

Auch bei einer überregionalen Versorgungsunterbrechung kann der Verteilnetzbetreiber – 

als selbst unmittelbar Betroffener – keine Aussagen über die Dauer der 

Versorgungsunterbrechung tätigen.  

 

Auch ist nicht klar, wie eine Information der Netzbenutzer „in geeigneter Weise“ erfolgen soll. 

Diese Forderung setzt voraus, dass dem Netzbetreiber bekannt ist, welche Kunden von einer 

Versorgungsunterbrechung betroffen sind. Diese Voraussetzung ist derzeit – in der Regel – 
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nicht zu erfüllen und ist erst nach einer flächendeckenden Einführung von Smart Metering 

möglich. Eine persönliche Benachrichtigung von tausenden Netzbenutzern ist mit dem 

vorhandenen Personal während einer Versorgungsunterbrechung schlichtweg nicht 

durchzuführen.  

Diese Bestimmung hat daher zu entfallen oder ist zumindest auf eine Information auf der 

Homepage des Netzbetreibers und/oder den telefonischen Störungsdienst einzuschränken. 

 

In den Erläuterungen wird zu §7 Abs. 2 ausgeführt, dass der Netzbenutzer „jedenfalls im 

Nachhinein über die Versorgungsunterbrechung und deren tatsächliche Dauer“ zu 

informieren ist. Eine generelle Informationspflicht ist aufwändig, der Mehrwert für alle Kunden 

nicht nachvollziehbar. Wir schlagen daher vor, die Informationspflicht nur auf Anfrage durch 

den Netzbenutzer zu beschränken. 

 

Zu § 7 Abs. 4 und Abs. 5 (Versorgungsunterbrechungen) 

§ 7 Abs. 4 und Abs. 5 werden von Oesterreichs Energie strikt abgelehnt und sind 

ersatzlos zu streichen!  

Hier soll anscheinend eine österreichweit einheitliche Vorgabe für die Nichtverfügbarkeit (der 

Begriff Versorgungssicherheit ist hier fehl am Platz) verordnet werden. Aufgrund der stark 

unterschiedlichen Versorgungsaufgaben der österreichischen Netzbetreiber ist ein „über den 

Kamm scheren“ mit einer österreichweiten Vorgabe für die Nichtverfügbarkeit nicht 

sachgerecht und abzulehnen. Die Einhaltung der Kennzahlen gemäß Abs. 4 und 5 kann vom 

Netzbetreiber keinesfalls gewährleistet werden. Zu viele Faktoren außerhalb des 

Einflussbereiches des Netzbetreibers sind wesentlich für die Aufrechterhaltung der 

Versorgung. Der Netzbetreiber kann keine Garantien hinsichtlich Wetter, anderen 

atmosphärischen Einwirkungen oder Naturereignissen sowie Leitungsunterbrechungen 

durch Fremdverschulden usw. abgeben. 

 

Die bewährte Ausfalls- und Störungsstatistik der letzten 10 Jahre hat gezeigt, dass die 

Nichtverfügbarkeit stark von der Netzstruktur und der Netzbetreibergröße beeinflusst wird. 

Bei einer einheitlichen „Österreich-Kennzahl“ in dieser Verordnung würden Freileitungsnetze 

mit Kabelnetzen und große mit kleinen Netzbetreibern gleichgesetzt. Aus der ASS zeigt sich 

auch, dass bei kleinen Netzbetreibern durch einige wenige – nicht beeinflussbare – 

Gesamtausfälle (z. B. Übergabestelle ausgefallen) Nichtverfügbarkeiten bis zu einigen 

hundert Minuten vorkommen können. 

 

Eine Verbesserung der Kennzahlen ist nur langfristig durch höhere Investitionen zu 

erreichen. Dazu müssen über das Regulierungssystem die entsprechenden 

Rahmenbedingungen für eine ausreichende Investitionssicherheit geschaffen werden. 

 

Weiters wird in den derzeit stattfindenden Gesprächen zur Ausgestaltung der 

3. Regulierungsperiode zwischen Oesterreichs Energie und der ECA die Einführung eines Q-

Elements (basierend auf der Nichtverfügbarkeitskennzahl ASIDI) in der Regulierungsformel, 

welches bei Nichterfüllung durch den Netzbetreiber monetäre Konsequenzen nach sich 
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ziehen soll, diskutiert. In diesen Gesprächen plädiert die Behörde für 

unternehmensindividuelle Vorgaben, was somit offensichtlich einen Widerspruch zum 

Vorhaben im vorliegenden Entwurf der Netzdienstleistungsverordnung darstellt. 

Hier scheinen Vorbereitungen für eine Doppelbestrafung der Netzbetreiber seitens der 

Regulierungsbehörde getroffen zu werden, die aufs Schärfste abzulehnen sind.  

 

Darüber hinaus merken wir an, dass derzeit eine exakte Feststellung der betroffenen Kunden 

einer Versorgungsunterbrechung, wie in Abs. 4 angeführt, nicht möglich ist und somit die 

Kennzahl SAIDI für etwaige Vorgaben nicht geeignet ist. Möglicherweise ist diese Zuordnung 

nach dem flächendeckenden Roll-Out von Smart Metern umsetzbar. 

 

Abschließend ist anzumerken, dass ein österreichischer Durchschnittswert auch für die 

Regulierungsbehörde bedenklich sein könnte. Für Unternehmen, welche derzeit unter dem 

Durchschnitt liegen, müsste ein höherer Wert als volkswirtschaftlicher Zielwert zur 

Qualitätsverschlechterung interpretiert werden. 

 

Zu § 9 Abs. 1 (Datenübermittlung, -bereitstellung und -sicherheit) 

§ 9 der Verordnung geht deutlich über das in § 19 ElWOG 2010 vorgeschriebene 

Ausmaß hinaus, verstößt gegen § 1 Abs. 2 DSG iV mit Art. 2 MRK und ist daher, 

mangels gesetzlicher Basis, jedenfalls unzulässig und wird strikt abgelehnt. Der 

Absatz ist zu streichen. 

Insbesondere iVm § 15 Abs. 1 Z 1 der gegenständlichen Verordnung wird die Bestimmung 

kritisch gesehen, da die Regulierungsbehörde davon die Möglichkeit zur 

Überprüfung/Monitoring sämtlicher Verordnungen ableitet und zwar in der Form, ob die 

„erforderlichen Daten in der gesetzlich oder vertraglich vorgesehenen Art und Weise“ 

übermittelt und bereitgestellt wurden! Dies ist entschieden zurückzuweisen. 

 

Zu 9 Abs. 2 (Datenübermittlung, -bereitstellung und -sicherheit) 

§ 9 Abs. 2 ist durch mehrere andere gesetzliche Bestimmungen und Verordnungen bereits 

abgedeckt und scheint grundsätzlich (in seiner Unbestimmtheit und damit in den daher nicht 

absehbaren Folgekosten) entbehrlich bzw. überschießend. 

 

In den Erläuterungen wird, im Zusammenhang mit Smart Metering, auf das Mandat M/441 

der Europäischen Kommission verwiesen. Sobald dieses Mandat erfüllt ist, gelten die darin 

enthaltenen Anforderungen als der einzuhaltende Stand der Technik. Der 

Verteilnetzbetreiber wird jene am Markt angebotene Software und jene Geräte beschaffen, 

deren Hersteller sich an die vorgegebenen Anforderungen halten und diese auch 

garantieren. Auf den unberechtigten Zugriff und Manipulation von Dritten hat der 

Verteilnetzbetreiber aber keinen Einfluss und eine diesbezügliche Verpflichtung ist daher 

abzulehnen. 
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Zu § 10 Abs. 2 (Ermittlung des Zählerstandes) 

Die Ankündigung einer Ablesung sollte analog der Textierung in § 11 „Ist die Anwesenheit 

des Netzbenutzers bei der Ablesung erforderlich, hat der Verteilernetzbetreiber den 

Netzbenutzer in geeigneter Weise über den Zeitpunkt der Ablesung zu informieren“ 

vorgenommen und nicht zwingend schriftlich durchgeführt werden. 

 

Die schriftliche Ankündigung der Ablesung vierzehn Tage im Voraus bedeutet einen nicht 

vertretbaren Mehraufwand in Disposition, Versandkosten etc. Auch wird der Netzbenutzer 

vor vollendete Tatsachen gestellt und diese Vorgangsweise ist damit keinesfalls 

kundenfreundlich. Die allgemein übliche Gepflogenheit, der direkten (telefonisch, E-Mail etc.) 

Vereinbarung eines Fixtermins oder eines Zeitfensters hat sich durchwegs bewährt, ist 

kundenfreundlich und mit dem geringsten Aufwand verbunden. Diese Regelung entspricht 

den bestehenden Allgemeinen Bedingungen für Verteilernetzbetreiber. 

 

Weiters sollte der Begriff „Tage“ – entsprechend dem Entwurf der Allgemeinen Bedingungen 

der Verteilernetzbetreiber – durch eine Angabe in „Arbeitstagen“ ersetzt werden. 

 

Zu § 10 Abs. 3 (Ermittlung des Zählerstandes) 

Die Information des Kunden über die erfolgte Ablesung erfolgt ohnehin in sehr kurzer Frist 

durch die übermittelte Jahresabrechnung. § 10 Abs. 3 ist daher zu streichen. 

 

Eine separate nachträgliche Information ist arbeitsintensiv, mit enormen Mehrkosten 

verbunden und steht in keinem Verhältnis zum Kundennutzen und ist somit entbehrlich. 

Weiters erlauben wir uns in diesem Zusammenhang auf die zukünftig verpflichtende tägliche 

Fernablesung des Tageswertes mit Smart Meter zu verweisen. Auch hier darf der 

Netzbetreiber zu Verrechnungszwecken die Daten auslesen und der Kunde wird nicht von 

jeder Ablesung informiert. 

 

Die in den Erläuterungen angesprochene Information des Netzbenutzers durch „Hinterlassen 

einer Notiz vor Ort“ stellt sich in der Praxis – man denke an ganze Wohnhausanlagen mit 

zentralen Zählerräumen – als nicht praktikabel und undurchführbar dar.  

 

Zu § 11 (Termineinhaltung) 

Bei den Verhandlungen der Branche mit der ECA bezüglich der Allgemeinen Bedingungen 

für Verteilernetzbetreiber hat man sich auf die Möglichkeit sowohl der Vereinbarung von 

Fixterminen als auch von Zeitfenstern geeinigt. Diese Vorgangsweise hat sich in der Praxis 

sowohl für den Netzbenutzer als auch für den Verteilnetzbetreiber bewährt und sollte auch in 

der gegenständlichen Verordnung ihren Niederschlag finden. 

 

Zu § 12 Abs. 2 (Kundeninformation und Beschwerdemanagement) 

Anfragen betreffend Spannungsqualität oder Rechnungen sind gemäß den Allgemeinen 

Bedingungen für Verteilernetzbetreiber innerhalb von 10 Arbeitstagen zu beantworten. 
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Weiters sehen die Fristen auch in dieser Verordnung im Zusammenhang mit 

Kundenanfragen einen Zeitraum von 10 Arbeitstagen vor (siehe z. B. § 3 und § 4 dieser VO). 

 

Im Sinne der Einheitlichkeit und der auch meist aufwändigen Recherchen sollte auch hier auf 

10 Arbeitstage abgestellt werden. Die Beantwortung von Beschwerden innerhalb von fünf 

Arbeitstagen lässt eine sinnvolle Bearbeitung inklusive der Einholung der erforderlichen 

Hintergrundinformationen oftmals nicht zu.  

 

An dieser Stelle sei auch zu hinterfragen, ob es der Schlichtungsstelle selbst möglich ist, 

sämtliche Schreiben innerhalb einer derart kurzen Frist zu beantworten. 

Es ist somit unverständlich, weshalb in § 12 Abs. 2 eine Frist von fünf Arbeitstagen 

vorgesehen ist. 

 

Zu § 12 Abs. 3 (Kundeninformation und Beschwerdemanagement) 

Diese Bestimmung geht über den Regelungsumfang des § 82 Abs. 1 Z 7 ElWOG 2010 

hinaus und ist somit rechtlich nicht zulässig. § 82 Abs. 1 Z 7 ElWOG 2010 verpflichtet die 

Verteilernetzbetreiber, den Netzbenutzern lediglich „Informationen über das Vorgehen zur 

Einleitung von Streitbeilegungsverfahren“ zur Verfügung zu stellen.  

Wenn schon eine derartige Information an den Netzbenutzer ergehen muss, sollte diese 

jedenfalls ausschließlich über die Homepage des Netzbetreibers und das Infoblatt nach § 82 

ElWOG passieren.  

 

Die vorliegende Bestimmung würde die Verteilernetzbetreiber auch verpflichten, nicht nur 

über das Vorgehen zur Einleitung sondern auch über die Modalitäten eines 

Streitschlichtungsverfahrens zu informieren. Das ist jedenfalls abzulehnen. 

In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass die Regulierungsbehörde auf ihrer 

Homepage unter anderem die Verfahrensrichtlinien der Schlichtungsstelle sowie die 

Modalitäten des Streitschlichtungsverfahrens zum Download bereitstellt.  

 

Darüber hinaus scheint eine Informationspflicht nur dann geboten, wenn die Beschwerde des 

Netzbenutzers nicht zu seiner Zufriedenheit beantwortet wurde. 

 

Zu § 12 Abs. 4 (Kundeninformation und Beschwerdemanagement) 

Kundendaten sind hochsensible Daten und mit diesen muss, entsprechend den 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen, sorgsam umgegangen werden. Der Datenschutz 

wird hinsichtlich Übermittlung per E-Mail oder telefonischer Anfrage nicht ausreichend 

gewährleistet.  

Die automatisierte Bekanntgabe aller in der Verordnung angeführten Daten führt zwingend 

zu einer Systemumstellung des Netzbetreibers, die wieder mit Mehrkosten verbunden ist.  

 

Der Begriff „Versorger“ sollte in „Lieferant“ geändert werden. 
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Zu § 12 Abs. 5 (Kundeninformation und Beschwerdemanagement) 

Welche „allgemeinen Erklärungen zur Netzrechnung“ der Verteilernetzbetreiber zur 

Verfügung stellen muss, ist für uns nicht nachvollziehbar. Die Rechnung selbst ist 

transparent und für den Kunden verständlich aufbereitet, sodass auch notwendige 

Abkürzungen usw. erklärt werden. Weiterführende Informationen sind aus unserer Sicht nicht 

notwendig. Sollte es hier allerdings zu einer zusätzlichen Verpflichtung kommen, müssten 

diese Angaben noch präzisiert werden und es sollte zumindest eine Information des Kunden 

im Internet/der Kundenzeitung ausreichen. Keinesfalls darf eine Zustellung weiterer 

Informationen auf dem Postweg angeordnet werden. Dies zum einen, weil sich die 

Portokosten für den Netzbetreiber eklatant erhöht haben und zum anderen, weil bereits 

mehrmals Rückmeldungen unserer Kunden eigelangt sind, wonach bereits zu viel 

Informationsmaterial zugestellt wird. 

 

Weiters ist zu beachten, dass Kunden im Vorleistungsmodell die (Netz-) Rechnung von 

ihrem Lieferanten erhalten. Da der unabhängige Netzbetreiber keinen Einfluss auf die 

Formalitäten der Rechnungslegung beim Lieferanten hat, müsste die Verpflichtung des § 12 

Abs. 5 wortgleich auch die Lieferanten treffen.  

 

Zu § 12 Abs. 6 (Kundeninformation und Beschwerdemanagement) 

Die Art der Ermittlung ist bereits aktuell auf der Rechnung ersichtlich. Eine zusätzliche 

Information ist dementsprechend nicht notwendig. Jedenfalls sind auch hier enorme 

Mehrkosten zu befürchten. Weiter ist darauf hinzuweisen, dass diese Bestimmung in Hinblick 

auf die zukünftige Fernauslesung in Verbindung mit Smart Meter abnehmende Bedeutung 

hat. 

 

Zu § 12 Abs. 7 (Kundeninformation und Beschwerdemanagement) 

Die Einhaltung dieser Bestimmung führt zu einem unangemessenen und kostenintensiven 

Aufwand, der in keinem Verhältnis mit dem Kundennutzen steht. Aus diesem Grund ist es 

sinnvoll, wenn eine allgemeine Information auf die Homepage des jeweiligen 

Verteilernetzbetreibers gestellt wird. Hinsichtlich der Informationsübermittlung ist wieder 

darauf hinzuweisen, dass eine Übermittlung per Post jedenfalls abzulehnen ist und ein 

derartiger Informationsüberfluss für den Kunden nur erschwerend wird. 

 

Zu § 13 (Netzbenutzerzufriedenheit) 

§ 13 ist verfassungswidrig und wird daher in seiner Gesamtheit abgelehnt und ist 

ersatzlos zu streichen. 

Diese Bestimmungen regeln Umstände bzw. Vorgaben, die in keinerlei Zusammenhang mit 

den von § 19 Abs. 1 ElWOG 2010 vorgegebenen Aufgaben und Pflichten der Netzbetreiber 

stehen. 

Die Durchführung von Kundenzufriedenheitsanalysen liegt im Ermessen und ist im Interesse 

jedes Netzbetreibers. Dementsprechend sollte die Gestaltung und Ausführung ebenfalls dem 

Netzbetreiber vorbehalten sein.  
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Sollte die Regulierungsbehörde eigene (und standardisierte) Analysen wünschen, sind die 

Kosten dafür nicht vom Netzbetreiber zu tragen.  

 

Zu § 14 (Erfüllung der Standards) 

Die Prozentsätze sollen auf maximal 90% gesenkt werden. Weiters muss der Text durch 

die Ergänzung der Textfolge „und den Verteilernetzbetreiber an der Nichteinhaltung der 

Standards kein Verschulden trifft“ konkretisiert werden. 

 

Die vorgesehenen Prozentsätze sind jedenfalls zu hoch angesetzt! Zur Erfüllung dieser 

Berichtspunkte sind viele Arbeitsprozesse neu zu definieren oder umzugestalten, 

Aufzeichnungssysteme zu schaffen oder anzupassen, und vorhandene Geschäftssoftware 

zu erweitern oder anzupassen. Dadurch entstehen Investitions- und Betriebskosten, sowie 

hohe laufende Kosten durch die erheblichen zusätzlichen Zeitaufwendungen der Mitarbeiter 

des Netzbetreibers.  

Darüber hinaus ist es eine Selbstverständlichkeit, dass die Erreichung der Grenzwerte vom 

Verteilernetzbetreiber auch beeinflussbar sein muss. Diese Klarstellung fehlt im Entwurf. 

 

Zu § 15 (Überwachung der Einhaltung der Standards) 

Diese Bestimmung ist unter Berücksichtigung des § 19 ElWOG 2010 völlig 

unverhältnismäßig bzw. überschießend und ist daher nach den Vorgaben des ElWOG 

und dem entsprechenden Umfang zu gestalten. Hinsichtlich Verfassungswidrigkeit wird 

auf die Bemerkungen zu § 9 verwiesen. 

 

Darüber hinaus bedeuten die geforderten Kennzahlen eine wesentliche Umstellung des 

gesamten EDV-Systems, um überhaupt eine standardisierte Auswertung liefern zu können. 

Neue Daten müssen in die Systeme eingepflegt werden, was wiederum gewaltige 

Mehrkosten im personellen Sektor hervorruft. Ein Gegenwert für den Kunden ist daraus 

allerdings wieder nicht erkennbar.  

 

Derartige Daten sind für die Regulierungsbehörde in keiner Weise für das Monitoring der 

gegenständlichen Verordnung notwendig. § 15 würde bedeuten, dass zukünftig jeder 

Geschäftsfall, ja jeder Prozess, bis ins kleinste Detail auszuwerten ist. Bisher wurde eine 

derart penible Aufzeichnung nicht vorgenommen, da sie für den Erfolg des Prozesses 

überhaupt nicht relevant ist.  

 

Die Höhe der Investitions- und Betriebskosten, die eine derartige Umstellung nach sich 

ziehen würde, ist aus heutiger Sicht kaum abschätzbar. Die dadurch hervorgerufene und für 

den Kunden sicher markante Preiserhöhung ist auf rein statistische Zwecke zurückzuführen 

und wird wohl kaum auf Verständnis der Öffentlichkeit stoßen. Qualitätsmerkmale können 

aus den Kennzahlen heraus nicht erhoben werden. 

 

Bei der Datenerhebung/-meldung soll jedenfalls auf das Geschäftsjahr des Netzbetreibers 

anstatt des Kalenderjahres abgestellt werden. 
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Zu § 15 Abs. 1 (Überwachung der Einhaltung der Standards) 

Eine Veröffentlichung der genannten Kennzahlen individuell von jedem 

Verteilernetzbetreiber wird strikt abgelehnt. Der entsprechende Passus ist zu 

streichen. 

Die Veröffentlichung von unterschiedlichen Kennzahlen ist für den Kunden nicht 

unterscheidbar und stiftet eher Verwirrung als Nutzen auf Kundenseite. Eine Auswertung der 

übermittelten Kennzahlen soll anonymisiert in Form eines Monitoring Reports durch die ECA 

erfolgen.  

Ein analoges Vorgehen wie schon jetzt bei der bewährten Veröffentlichung der Kennzahlen 

zur Netzverfügbarkeit wird gefordert.  

 

Zu § 15 Abs. 1 Z 2 (Überwachung der Einhaltung der Standards) 

Eine Auswertung von Netzzutritten, getrennt nach Netzebenen sowie Lastprofiltyp ist nicht 

möglich, da es sich bei Netzzutrittsangeboten oftmals um gemischte Angebote handelt 

(verschiedene Netzebenen, verschiedene Lastprofiltypen; z.B. bei Einkaufszentrum, 

Wohnhausanlage mit integrierten Geschäften, o.ä.). Der Lastprofiltyp ist in den meisten 

Fällen (insbesondere bei gewerblichen Anlagen) erst zum Zeitpunkt des Netzzugangs final 

bekannt.  

Die Bestimmung wird daher abgelehnt, zumal sie nicht zweckmäßig ist.  

 

Zu § 15 Abs. 1 Z 5 (Überwachung der Einhaltung der Standards) 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Mitprotokollierung von Gründen für 

Rechnungskorrekturen in keinem Abrechnungssystem standardmäßig vorgesehen oder 

enthalten ist. Hierzu wären aufwändige Programmanpassungen erforderlich, deren Kosten in 

keiner Relevanz zum verwertbaren Qualitätsgewinn und Kundennutzen stehen. 

 

Zu § 15 Abs. 1 Z 7 und Z 8 (Überwachung der Einhaltung der Standards) 

Die Erhebung sollte sich an der seit Jahren bewährten Ausfall- und Störstatistik orientieren 

und somit auf die Hoch- und Mittelspannungsebene beschränkt bleiben. Eine entsprechende 

Textierung muss aufgenommen werden. 

Die Anzahl der betroffenen Kunden einer Versorgungsunterbrechung – entsprechend Z 7 – 

kann derzeit nur geschätzt werden. Vor diesem Hintergrund ist die Sinnhaftigkeit der 

Verwendung der Kennzahl SAIDI in Frage zu stellen. Der Passus ist zu streichen. 

 

Wünschenswert in diesem Kontext sind klare Regeln, welche Versorgungsunterbrechungen 

solchen „regional außergewöhnlichen Ereignissen“ zuzuordnen und somit für die Ermittlung 

der Kennzahl ASIDI nicht zu berücksichtigen sind.  

Dazu sollte in den Erläuterungen festgehalten werden, dass solche Regelungen von 

Oesterreichs Energie und der ECA gemeinsam zu erarbeiten sind.  
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Zu § 15 Abs. 2 (Überwachung der Einhaltung der Standards) 

Die Bestimmung, wonach der Netzbetreiber jede Versorgungsunterbrechung von 

mehr als einer Sekunde zu erheben hat, wird ebenfalls strikt abgelehnt.  

Der Aufwand steht in keinem Verhältnis zum Nutzen, der aus der Bestimmung abgeleitet 

werden kann. Die Meldung jeder Versorgungsunterbrechung und Einschränkung der 

Einspeisemöglichkeit von mehr als einer Sekunde ist völlig überschießend und in der Praxis 

nicht durchführbar. 

Bei diesem Punkt wird angemerkt, dass der derzeitige Umfang der Ausfall- und Störstatistik 

– Versorgungsunterbrechungen > 3 Minuten –, vereinbart zwischen Oesterreichs Energie 

und der ECA, als ausreichend im Sinne dieser Verordnung angesehen wird. 

 

Die Anzahl der betroffenen Kunden einer Versorgungsunterbrechung kann derzeit nur 

geschätzt werden. Möglicherweise ist eine exakte Zuordnung nach Abschluss des Roll-Out 

von Smart Metern möglich. Vor diesem Hintergrund ist die Verwendung der Kennzahl SAIDI 

in Frage zu stellen.  

 

Selbiges gilt für die betroffene Leistung, die in der Regel über die installierte 

Transformatorleistung angenähert wird und insbesondere für die betroffene Energie (selbst 

mit Smart Metering kann die „betroffene Energie“ nur geschätzt werden). 

 

Zu § 15 Abs. 4 (Überwachung der Einhaltung der Standards) 

Eine zwingende Aufbewahrung der statistischen Daten für 7 Jahre ist deutlich überzogen. 

Zum einen handelt es sich dabei zum Teil um personenbezogene Daten, deren Speicherung 

über einen derart langen Zeitraum ohne sachlichen Grund datenschutzrechtliche 

Bedenken hervorruft. Zum anderen erfordert die umfangreiche Aufbewahrung ein enormes 

Datenvolumen beim Netzbetreiber, was wiederum mit hohen Kosten, ohne erkennbaren 

Nutzen, verbunden ist. Eine Aufbewahrung über 3 Jahre sollte weitaus ausreichen. 

 

Zu § 15 Abs. 3 (Überwachung der Einhaltung der Standards) 

§15 Abs. 3 beschreibt in seinen Unterpunkten das Monitoring für die Netzebene 5. 

Dementsprechend sollte auch in der Einleitung auf die Mittelspannungsebene verwiesen 

werden. 

Weiters muss Abs. 3 dahingehend konkretisiert werden, dass Verteilernetzbetreiber mit 

reinem Niederspannungsnetz bzw. ohne Mittelspannungskunden von der Verpflichtung 

ausgenommen sind.  

 

Zu § 15 Abs. 3 Z 2 (Überwachung der Einhaltung der Standards) 

Die Sinnhaftigkeit und der Nutzen für den Kunden eines „Vollausbaus“ von 100% der 

Umspannwerke sind massiv zu hinterfragen. Eine Erfassung von DIPS und SWELLS in 

allen Umspannwerken wird strikt abgelehnt. Für Gesamtösterreich würde dafür ein 

Investitionsvolumen von etwa 3 - 6 Mio. Euro anzusetzen sein, zuzüglich erheblicher 

jährlicher Betriebskosten.  
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Entsprechend den Vereinbarungen aus den Gesprächen mit der ECA und Oesterreichs 

Energie sollte daher nur ein gewisser Prozentsatz der Umspannwerke mit einem  

permanenten Spannungsqualitäts-Monitoring zur Erfüllung von § 13 El.-StatVO 2007“ und 

§ 15 der „Netzdienstleistungsverordnung 2012“ ausgerüstet werden. Von Oesterreichs 

Energie wurde vorgeschlagen, mit 10% der Umspannwerke zu beginnen und nach 

3 Jahren eine Evaluierung der Ergebnisse und Aussagekraft der Erfassung durchzuführen. 

Danach sollte es möglich sein, die Anzahl an Messstellen zu erhöhen aber auch zu 

reduzieren. (s. auch E-Mail von Oesterreichs Energie „Umsetzung des §13 El.-StatVO 2007 

(Spannungsqualität-Statistik)“ vom 18.07.2012 an die ECA) Es ist sicherzustellen, dass die 

zwischen Oesterreichs Energie und der ECA getroffenen Vereinbarungen eingehalten 

werden. 

 

Es ist zu bezweifeln, dass eine 100% Erfassung der Spannungseinbrüche/-erhöhungen, die 

stochastisch auftreten, eine bessere Aussage in Österreich liefert. Ziel kann nur eine 

Kennzahl „Durchschnittliche Dipanzahl pro Kunde“ sein. Es kann angenommen werden, 

dass sich jeweils Überlandumspannwerke und Stadt-Umspannwerke ähnlich verhalten und 

eine statistische Aussage möglich ist. Im europäischen Vergleich ist eine 100% Erfassung in 

keinem Land vorgesehen. 

 

Die in Abs. 3 Z 2 geforderte Messung von Spannungsunterbrechungen wird bereits durch 

§15 Abs. 2 (Statistik zur Versorgungsunterbrechung) abgedeckt.  

Somit ist der Begriff „Spannungsunterbrechung“ aus §15 Abs. 3 Z 2 zu streichen. 

 

Zu § 16 (Inkrafttreten) 

Eine Umsetzung bis 1. Juli 2013 ist aufgrund der enormen Anpassungen nahezu utopisch. 

Die Umsetzung der Verordnung zieht erhebliche innerbetriebliche Umstellungsmaßnahmen, 

eine Erhöhung des Personalstandes, Anpassungen in den Allgemeinen Bedingungen der 

Verteilernetzbetreiber und schlussendlich Anpassungen der Marktregeln nach sich. Unter 

Berücksichtigung dieser notwendigen Umstrukturierungen ist ein Umsetzungszeitpunkt aus 

heutiger Sicht noch gar nicht abschätzbar. 

 

Zu § 17 Abs. 3 (Übergangsbestimmung) 

Oesterreichs Energie lehnt den angeführten Stufenplan zur 100 % Erfassung der 

Spannungseinbrüche, -erhöhungen sowie Unterbrechungen in allen Umspannwerken 

ab. Abs. (3) ist daher ersatzlos zu streichen!  

Der Aufwand des Stufenplans, der die Messung von 100% der Umspannwerke bis 2020 

vorsieht, ist nicht rechtfertigbar. Weder der Netzbetreiber noch der Netzbenutzer kann 

einen Nutzen aus dieser Erfassung ziehen. Alleine die Anschaffung der notwendigen 

Messgeräte für eine 100 % Ausstattung der Umspannwerke erfordert Investitionen zwischen 

3-6 Mio. Euro.  

In den Gesprächen zwischen der ECA und Oesterreichs Energie zur Umsetzung des §13 El.-

StatVO 2007 (Spannungsqualitätsstatistik) wurde keine Erhebung der Ereignisse in allen 

Umspannwerken vereinbart. 
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Vereinbart wurde vielmehr, dass eine Erfassung bei 10% der Umspannwerke im gesamten 

Bundesgebiet bis spätestens Ende 2013 erfolgen soll. Über eine mit Oesterreichs Energie 

vereinbarte Evaluierung der Ergebnisse wird die Aussagekraft der Erfassung überprüft.  

Nach Vorliegen dieses Evaluierungs-Berichtes der Regulierungsbehörde wird in Abstimmung 

mit den Verteilernetzbetreibern die Aussagekraft geprüft und ggf. die Erfassung angepasst. 

 

Ein Vollausbau bedeutet eine DIPS-und SWELL- Statistik parallel zur Ausfall- und 

Störstatistik. Hinterfragt werden die Erkenntnisse, welche aus einer derartigen Erhebung 

gewonnen werden können. 

DIPS stellen zumeist nur für Großkunden mit aufwendigen Fertigungsprozessen (Halbleiter, 

Papier, Chemie, Automobil, ...) ein Problem dar. Deren Anforderungen können aber 

ohnedies nur mittels einer betriebseigenen USV-Anlage erfüllt werden.  

Die Kosten durch den Einbau von Messgeräten stehen einer DIP/SWELL- Kennzahl in 

keinem vertretbaren Maße gegenüber. Bei Doppelsammelschienen und zwei installierten 

Messsystemen werden DIPS im gekuppelten Zwei-Schienenbetrieb doppelt erfasst. Ein 

flagging all dieser Werte (Umschaltungen, Reparaturen an Trafo oder SS, gekuppelter 2-

Schienenbetrieb) stellt einen erheblichen manuellen Aufwand dar. 

 

Die Messung bei 10% der Umspannwerke kann nicht bis 1. Juli 2013 durchgeführt werden. 

Entsprechend den Vereinbarungen mit der ECA erfolgt die Umsetzung (Ausbauquote von 

10%) in den Unternehmen bis Ende des Jahres 2013. 

 

Im Speziellen schlagen wir bei § 17 Übergangsbestimmung folgende Neuerung vor: 

 

§ 17 Abs. 4 (Übergangsbestimmung): „Ein Bericht zur Evaluierung der abgelieferten 

Kennzahlen der Regulierungsbehörde zur Abstimmung der weiteren Vorgehensweise 

mit den Verteilernetzbetreibern wird bis zum 1. Juli des jeweiligen Jahres erfolgen.“  

Die Aufnahme dieser Bestimmung ist aufgrund der zu erwartenden hohen Kosten für den 

Netzbenutzer und des erheblichen zusätzlichen administrativen und personellen 

Mehraufwandes für die Netzbetreiber unbedingt notwendig um die Entwicklung (z. B. 

Aufwand der Erfassung zum Nutzen gering) frühzeitig erkennen zu können bzw. um die 

Effizienz (z. B. Kennzahlen deren Aussagekraft gering ist) zu erhöhen. 

 

Zum Vorblatt nehmen wir, wie folgt, Stellung: 

 

Zum Inhalt 

Die Sicherheit für Verteilernetzbetreiber ist seit Jahrzehnten anderweitig geregelt. Der 

vorliegende Entwurf hat keinerlei Auswirkungen auf die technische Sicherheit der 

Verteilernetzbetreiber. Auch ist anzumerken, dass die Standards für Zuverlässigkeit und 

Qualität (inhaltlich ist damit wohl eher „Kundenzufriedenheit“ gemeint) in Österreich als sehr 

gut einzustufen sind. 
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Zu Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort Österreich 

Selbstverständlich hat die Verordnung Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort. Alleine die 

Erfassung und Auswertung der statistischen Kennzahlen, die jedenfalls mit zusätzlichem 

administrativen Aufwand und systemtechnischen Umstellungen für die Verteilernetzbetreiber 

verbunden sind, belasten die Netznutzungsentgelte der Netzbetreiber oftmals ohne 

erkennbaren Gegenwert für die Kunden. Die Mehrkosten bei der ECA für die Auswertung 

und Interpretation der gelieferten Daten werden ebenfalls auf die Netznutzungsentgelte 

umgelegt. 

 

Weiters erlauben wir uns anzumerken, dass die Versorgungssicherheit den Zustand eines 

Systems (mit einem gewissen Abstand zum störungsbehafteten Betrieb) bezeichnet, um 

seine Aufgabe zu erfüllen. Die Versorgungszuverlässigkeit ist hingegen die Fähigkeit eines 

elektrischen Systems, seine Versorgungsaufgaben unter vorgegebenen Bedingungen 

während einer bestimmten Zeitspanne zu erfüllen. Es ist hier wohl die 

Versorgungszuverlässigkeit gemeint. 

 

Die Formulierung, dass durch diese Verordnung die Netzdienstleistungsqualität erhöht und 

die Versorgungszuverlässigkeit verbessert wird, impliziert, dass in Österreich diese 

Qualitätsstandards schlecht sind. Vor allem im Bereich der Versorgungszuverlässigkeit liegt 

Österreich immerhin an 3. Stelle im EU-Vergleich. 

 

Zu Finanzielle Auswirkungen 

Die gleichen Auswirkungen – Verteuerung – sind natürlich auch in den Bundes- und 

Landesbudgets anzusetzen, sofern sie Netznutzungsentgelte für öffentliche Gebäude 

betreffen.  

Weiters wird auch verschwiegen, dass die umfangreichen Erhebungen sehr wohl 

Auswirkungen auf die finanzielle Lage der Netzbetreiber haben (z. B. für die vorgeschlagene 

100% Erfassung der DIPS wären nur alleine in der Beschaffung der PQ-Messgeräte 

Investitionen in der Höhe von etwa 3-6 Mio. € nötig). 

Hinsichtlich der Prozessüberwachung zur Darstellung der geforderten Kennzahlen kommen 

auf die Netzbetreiber noch nicht abschätzbare Kosten zu. 

 

Zu den Erläuterungen Allgemeiner Teil nehmen wir, wie folgt, Stellung: 

Dass die Verordnung auch über in § 19 Abs. 2 ElWOG vorgesehene „hinausgehende 

Informationsrechte“ vorsieht, „die zu mehr Transparenz für den Netzbetreiber führen sollten“, 

ist als überschießend zu beurteilen. Im Gegenteil, der Mehrwert für den Netzbenutzer aus 

den diversen Bestimmungen ist oft nicht erkennbar. 
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Wir danken für die Kenntnisnahme der Anliegen von Oesterreichs Energie und ersuchen um 

deren Berücksichtigung. 

 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

DI Dr. Peter Layr   Dr. Barbara Schmidt  

Präsident    Generalsekretärin  

 

 

Beilagen 

Schreiben vom 20.9.2012 

Gutachten von RA Dr. Paul Oberndorfer 


